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TOP 60:

Entwurf eines Gesetzes zur Suche und Auswahl eines Standortes für 
ein Endlager für Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle und zur 
Änderung anderer Gesetze (Standortauswahlgesetz - StandAG)

Drucksachen: 324/13 und zu 324/13

I. Zum Inhalt des Gesetzentwurfes

Nachdem durch das Dreizehnte Gesetz zur Änderung des Atomgesetzes vom 
31. Juli 2011 (BGBl. I S. 1704) ein nationaler Konsens über die Beendigung der 
friedlichen Nutzung der Kernenergie zur gewerblichen Erzeugung von Elektri-
zität in Deutschland erzielt wurde und ein festes Enddatum für diese Nutzung 
eingeführt wurde, soll auch die Suche nach einer Lösung für die sichere Entsor-
gung Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle im nationalen Konsens zwi-
schen Bund und Ländern, Staat und Gesellschaft, Bürgerinnen und Bürgern er-
folgen.

Nach § 9a Absatz 3 Satz 1 des Atomgesetzes (AtG) hat der Bund Anlagen zur 
Sicherstellung und zur Endlagerung radioaktiver Abfälle einzurichten. Für die 
Einrichtung eines Endlagers für insbesondere Wärme entwickelnde radioaktive 
Abfälle soll ein Standortauswahlverfahren mit umfassender Erkundung und 
Untersuchung kodifiziert und die Standortentscheidung durch den Gesetzgeber 
zur Voraussetzung für die Durchführung des anschließenden Zulassungsverfah-
rens gemacht werden. Es wird ein vergleichendes Standortauswahlverfahren 
neu eingerichtet, das auf die Ermittlung des im Hinblick auf die Sicherheit 
bestmöglichen Standortes in Deutschland gerichtet ist. Die Erkundung erfolgt 
nach den gesetzlich vorgegebenen Kriterien. 

Mit dem Standortauswahlgesetz werden die einzelnen Verfahrensschritte für die 
ergebnisoffene Suche und Auswahl eines Standortes für den sicheren Verbleib 
der insbesondere Wärme entwickelnden radioaktiven Abfälle festgelegt und das 
Ziel kodifiziert, den Standort für die Einrichtung eines Endlagers für Wärme 
entwickelnde radioaktive Abfälle zukünftig durch Bundesgesetz festzulegen. 

Für die in der Bundesrepublik Deutschland bereits angefallenen, sowie zukünf-
tig noch anfallende, insbesondere Wärme entwickelnde radioaktive Abfälle, 
muss ein Endlagerstandort gefunden und ein Endlager eingerichtet werden, das 
den hohen Anforderungen für den langfristigen Schutz von Mensch und Um-
welt vor den Risiken radioaktiver Abfälle gerecht wird. Die Beseitigung bzw. 
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Deutschland entstehen, soll in nationaler Verantwortung gelöst werden. Eine 
Entsorgung in anderen Ländern und ein Export von radioaktiven Abfällen zur 
Endlagerung kommen nicht in Betracht.

Aufbauend insbesondere auf den Ergebnissen des vom Bundesministerium für 
Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit im Jahre 1999 eingerichteten Ar-
beitskreises Auswahlverfahren Endlagerstandorte (AkEnd) und internationalen 
Entwicklungen wird das Gesetz von drei Säulen getragen: dem Vorrang der Si-
cherheit in einem wissenschaftsbasierten Verfahren, dem Grundsatz eines 
transparenten und fairen Verfahrens sowie dem Verursacherprinzip. Das Stand-
ortauswahlverfahren sieht eine umfassende Beteiligung der Öffentlichkeit und 
einen Dialog mit den Betroffenen in allen Phasen des Verfahrens vor. Das 
Standortauswahlverfahren endet mit der abschließenden gesetzlichen Stand-
ortentscheidung. Hierfür ist eine Prognose der Einhaltung der standortbezoge-
nen sicherheitstechnischen Anforderungen maßgeblich. Zusätzlich sind in der 
Abwägung sämtliche öffentliche und private sowie sozioökonomische Belange 
zu berücksichtigen. Das nachfolgende Zulassungsverfahren für Errichtung, Be-
trieb und Stilllegung des Endlagers wird als Genehmigungsverfahren ausge-
staltet, da die abzuwägenden Belange bereits in der gesetzlichen Standortfestle-
gung abschließend geprüft und bewertet wurden.  

Dem Auswahlverfahren vorgelagert wird eine Erörterung und Klärung von 
Grundsatzfragen für die Entsorgung Wärme entwickelnder radioaktiver Abfälle, 
insbesondere auch zu Ausschlusskriterien, Mindestanforderungen und Abwä-
gungskriterien für die Standortauswahl sowie zu den Anforderungen an das 
Verfahren des Auswahlprozesses und die Prüfung von Alternativen, durch eine 
pluralistisch zusammengesetzte Bund-Länder-Kommission "Kommission Lage-
rung hochradioaktiver Abfallstoffe" (Kommission). Auf der Grundlage der Er-
gebnisse der Kommission wird das Gesetz evaluiert und gegebenenfalls geän-
dert.

Mit dem vorliegenden Gesetz werden keine zur Umsetzung der Richtlinie 
2011/70/EURATOM erforderlichen Änderungen der Organisationsstruktur vor-
genommen. 

Im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz und Re-
aktorsicherheit wird ein Bundesamt für kerntechnische Entsorgung als selbstän-
dige Bundesoberbehörde errichtet, die die neuen Aufgaben im Zusammenhang 
mit dem Standortauswahlverfahren und die anschließende atomrechtliche Ge-
nehmigung des Endlagers übernehmen soll. 
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II. Empfehlungen der Ausschüsse

Der federführende Ausschuss für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsi-
cherheit und der Wirtschaftsausschuss empfehlen dem Bundesrat, zu dem Ge-
setzentwurf gemäß Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes Stellung zu nehmen. 

Die Stellungnahme des federführenden Umweltausschusses bezieht sich zum 
einen auf den Gesetzentwurf insgesamt. Dabei werden Aspekte aus dem voraus-
gegangenen Abstimmungsprozess zwischen Bund und Ländern aufgegriffen, 
die noch der weiteren inhaltlichen Ausgestaltung bedürfen. Dies betrifft das 
Prinzip der Inlandsendlagerung von radioaktiven Abfällen und die Befristung 
der Genehmigungen der Zwischenlagerung. Daneben wird ein tragfähiges Um-
setzungskonzept für die Rückführung von radioaktiven Abfällen aus dem Aus-
land gefordert. Dabei sollen Transporte nach Gorleben ausgeschlossen werden.
Außerdem sollen die Abfallverursacher zur weitest möglichen Übernahme der 
Standortauswahlverfahrens- und Lagerkosten verpflichtet werden.

Die weiteren Änderungsempfehlungen (U und Wi) zu den einzelnen Vorschrif-
ten zielen darauf ab, redaktionelle Korrekturen am Gesetzentwurf 
vorzunehmen. 

Der Finanzausschuss empfiehlt dem Bundesrat, gegen den Gesetzentwurf 
keine Einwendungen zu erheben.

Der Gesundheitsausschuss hat von einer Empfehlung an das Plenum abgese-
hen.

Die Empfehlungen im Einzelnen sind aus Drucksache 324/1/13 ersichtlich.
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